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1. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz: Arbeitgeber 
darf Arbeitnehmer kontrollieren 

 
Der Arbeitgeber darf die private Internetnutzung im Unternehmen verbie-
ten. Hat er ein Verbot ausgesprochen, darf er auch überwachen, ob es 
eingehalten wird. 
Hintergrund 
Ein Unternehmen hatte gegenüber seinem rumänischen Arbeitnehmer den 
Verdacht, dass dieser während der Arbeitszeit den Dienst-PC im Büro für private 
Nachrichten nutzte. Im Unternehmen war die private Internetnutzung jedoch 
generell verboten. Der Mitarbeiter bestritt den Vorwurf. Daraufhin wertete das 
Unternehmen den Dienst-PC des Arbeitnehmers aus und erstellte Chatprotokol-
le. Dadurch bestätigte sich der Verdacht der privaten Nutzung. Der Arbeitgeber 
kündigte deshalb dem Mitarbeiter. In allen Instanzen der rumänischen Gerichte 
bekam der Arbeitgeber Recht. 
Schließlich klagte der Arbeitnehmer vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte. Er sah sich in seinem Recht auf Achtung des Privat-und 
Familienlebens verletzt. 
Entscheidung 
Die Richter sahen dies jedoch anders und entschieden, dass die private Nutzung 
des Internets in der Firma kein Menschenrecht ist. Die Klage des Arbeitnehmers 
wurde damit abgewiesen. 
Das Vorgehen des Arbeitgebers ist legitim gewesen und das Verbot der privaten 
Nutzung der Dienst-PCs zu Recht erfolgt. Den Mitarbeitern war damit eindeutig 
untersagt gewesen, auf ihrem Firmenrechner privat zu chatten oder zu mailen. 
Ob das Verbot eingehalten wurde, durfte der Arbeitgeber kontrollieren. Im Ver-
hältnis ist dies angemessen. 
Hat der Arbeitgeber die private Nutzung ausdrücklich untersagt, rechtfertigt 
deshalb ein Verstoß die Kündigung. 
 
 
2. Antragsveranlagung: Wann läuft die Festsetzungsfrist 

ab? 
 
Fällt das Ende der Festsetzungsfrist auf einen Sonntag, Feiertag oder 
Samstag, endet diese erst mit Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Das 
gilt auch bei der Antragsveranlagung, wenn der 31.12. ein Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag ist. 
Hintergrund 

Der Arbeitnehmer A erzielte 2007 ausschließlich Einkünfte aus nichtselbststän-
diger Arbeit. Seine Einkommensteuer-Erklärung ging am 2.1.2012 beim Finanz-
amt ein. Dieses lehnte die Durchführung einer Antragsveranlagung ab. Die 
Erklärung ist nämlich erst nach Ablauf der Festsetzungsfrist am 31.12.2011 
eingegangen. 
Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung und wies die Klage ab. Die Begrün-
dung: Die Sonderregelung für Samstage, Sonntage und Feiertage ist auf den 
Ablauf der Festsetzungsfrist nicht anwendbar. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof kommt dagegen zu einem anderen Ergebnis und urteilt 
zugunsten des A. 
Eine Veranlagung wird, wenn das Einkommen ganz oder teilweise aus Einkünf-
ten aus nichtselbstständiger Arbeit besteht, nur durchgeführt, wenn sie beantragt 
wird. Der Antrag wird durch Abgabe einer Einkommensteuer-Erklärung gestellt. 
Er ist innerhalb der Festsetzungsfrist zu stellen, die für die Einkommensteuer 4 
Jahre beträgt. Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die 
Steuer entstanden ist. Die Einkommensteuer für das Jahr 2007 verjährte also 
grundsätzlich mit Ablauf des Jahres 2011. 
Der Bundesfinanzhof wendet hier jedoch die Regel an, dass sich der Fristablauf 
– sollte er auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag fallen – auf den nächsten 
Werktag verschiebt. Diese Regelung gilt nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
auch für die Festsetzungsfrist. 
Mit dem Eingang der Einkommensteuer-Erklärung beim Finanzamt am 2.1.2012 
hat A den Antrag auf Veranlagung vor Ablauf der Festsetzungsfrist gestellt. Da A 
durch Einreichung der Steuererklärung den Antrag auf Veranlagung somit noch 
fristgerecht beim Finanzamt eingereicht hat, ist dieses verpflichtet, für 2007 eine 
Einkommensteuer-Veranlagung durchzuführen. 
 
 
3. Gerichtsverfahren: Welche Entschädigung gibt es bei 

überlanger Verfahrensdauer? 
 
Vergehen seit Klageerhebung mehr als 2 Jahre, ohne dass das Gericht 
tätig wird, haben die Kläger Anspruch auf eine Entschädigung wegen 
überlanger Verfahrensdauer. 
Hintergrund 
Die Eheleute hatten gegen den Einkommensteuer-Bescheid des Jahres 2007 im 
März 2010 Klage beim Finanzgericht erhoben. Nach einer Akteneinsicht im 
Oktober 2010 baten die Eheleute um Terminierung. Nach Mitteilung des Finanz-
gerichts war jedoch eine Terminierung nicht absehbar, da das Gericht erst Fälle 
der Jahre 2006 und 2007 bearbeitet. Weiter wurde das Finanzgericht nicht tätig. 
Auf eine Verzögerungsrüge der Eheleute vom Dezember 2011 erwiderte das 
Gericht, dass wegen der Geschäftslage nicht mit einer Terminierung in absehba-
rer Zeit zu rechnen ist. Im Oktober 2012 und April 2013 erhoben die Eheleute 
erneut Verzögerungsrügen. Im April 2013 lud das Finanzgericht endlich zur 
mündlichen Verhandlung im Mai 2013 und wies die Klage ab. 
Die Eheleute erhoben daraufhin Entschädigungsklage. Der Sachverhalt ist zum 
einen unstreitig gewesen. Zum anderen hatte sich die Rechtsfrage darauf be-
schränkt, ob die Zahlung als Schenkung oder als Arbeitslohn anzusehen ist. 
Nach Ansicht der Eheleute hätte das Finanzgericht gut 2 Jahre nach Eingang der 
Klage mit der Bearbeitung beginnen müssen. Da dies nicht geschehen ist, ist 
das Verfahren als verzögert zu betrachten. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung der Eheleute und entschied, dass 
ihnen eine Entschädigung zusteht. 
Dieser Entschädigungsanspruch wurde wegen unangemessener Dauer des 
Gerichtsverfahrens gewährt. Die Angemessenheit der Verfahrensdauer richtet 
sich nach den Umständen des Einzelfalls, insbesondere nach der Schwierigkeit 
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und Bedeutung des Verfahrens und nach dem Verhalten der Verfahrensbeteilig-
ten und Dritter. 
Grundsätzlich lässt sich ein Klageverfahren vor dem Finanzgericht in 3 Phasen 
einteilen: Phase 1 besteht in der Einreichung und dem Austausch der Schriftsät-
ze. In Phase 2 kann das Verfahren wegen der Arbeit des Gerichts an anderen 
Verfahren nicht bearbeitet werden. In Phase 3 trifft das Finanzgericht Maßnah-
men, um in dem Verfahren zu einer Entscheidung zu kommen (z. B. Sachaufklä-
rung, rechtliche Hinweise, Ladung zur mündlichen Verhandlung). Weist ein 
Klageverfahren keine wesentlichen Besonderheiten auf, ist es noch angemes-
sen, wenn das Finanzgericht gut 2 Jahre nach Klageeingang mit Maßnahmen 
der Phase 3 beginnt. 
Im vorliegenden Fall liegt eine Verzögerung von 12 Monaten vor. Das Finanzge-
richt hätte gut 2 Jahre nach Klageeingang im März 2012 mit der Bearbeitung des 
Verfahrens beginnen müssen. Es hat jedoch erst mit der im April 2013 verfügten 
Ladung zur mündlichen Verhandlung das Verfahren weiter betrieben. Demnach 
war das Verfahren von April 2012 bis März 2013 und damit für insgesamt 12 
Monate als verzögert anzusehen. 
Für diese Verzögerung steht den Eheleuten eine Entschädigung zu. Jedem der 
Eheleute wurden 1.200 EUR Entschädigung zugesprochen. 
 
 
4. Sturz in der Reha-Klinik: Arbeitsunfall ja oder nein? 
 
Ein Sturz während der Arbeitszeit kann ein Arbeitsunfall sein. Passiert der 
Sturz dagegen in einer Kantine während einer Reha-Maßnahme, liegt nur 
dann ein Arbeitsunfall vor, wenn die Einnahme der Mahlzeiten in der Kanti-
ne ärztlich "zwingend" vorgeschrieben ist. 
Hintergrund 
Ein Mann war in der Kantine einer Reha-Klinik in der Nähe der Essensausgabe 
aus seinem Rollstuhl gestürzt. Dabei hatte er sich eine Fraktur des Sprungge-
lenks zugezogen. 
Entscheidung 
Die Klage des Mannes gegen die zuständige Berufsgenossenschaft wurde vom 
Gericht jedoch abgewiesen. 
Denn die Nahrungsaufnahme betrifft eigene Belange. Sie steht in keinem unmit-
telbaren Zusammenhang mit dem Aufenthalt in der Reha-Klinik. Dass die Ein-
nahme von Mahlzeiten in der Kantine von der Klinikleitung ausdrücklich empfoh-
len worden war, damit die Patienten am sozialen Leben in der Klinik teilhaben, 
ändert daran nichts. Vielmehr müsste die Einnahme der Mahlzeiten in der Kanti-
ne ärztlich "zwingend" vorgeschrieben worden oder aus medizinischen Gründen 
erforderlich sein, z. B. bei der Einnahme spezieller Krankenkost. Ein solcher 
Ausnahmefall liegt hier jedoch nicht vor. 
 
 
5. Umsatzsteuer: Sind Leistungen eines Laborarztes 

steuerbefreit? 
 
Voraussetzung für die Umsatzsteuerfreiheit ärztlicher Leistungen ist ein 
Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patient. Obwohl ein solches bei 
einem Laborarzt nicht besteht, sind seine Leistungen umsatzsteuerfrei. 
Hintergrund 
Ein Facharzt war für ein Laborunternehmen tätig und erbrachte dabei in erster 
Linie ärztliche Hilfestellungen bei transfusionsmedizinischen Maßnahmen und 
Leistungen der Befunderhebung. Ziel waren konkrete laborärztliche Diagnosen. 
Das Finanzamt wendete auf die Umsätze den Regelsteuersatz von 19 % an, da 
die Leistungen von klinischen Chemikern und Laborärzten nicht auf einem 
persönlichen Vertrauensverhältnis zu den Patienten beruhen. Dieses ist aber 
Voraussetzung für die Umsatzsteuerfreiheit für Heilbehandlungen. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht sah das anders und entschied, dass die Leistungen des 
Facharztes umsatzsteuerfrei waren. Zum einen stellen die Leistungen des 
Facharztes begünstigte Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin dar. 
Zum anderen waren die vom Arzt daneben erbrachten Organisations- und 
Beratungsleistungen nach Ansicht des Finanzgerichts lediglich Nebenleistungen, 
die das steuerliche Schicksal der Hauptleistung (= Leistungen der Befunderhe-
bung und ärztlicher Hilfestellung) teilten. 
Die Steuerbefreiung setzt kein persönliches Vertrauensverhältnis zwischen Arzt 
und Patienten voraus, wie es die Finanzverwaltung fordert. Ein solches Erforder-
nis konnte das Gericht weder dem Wortlaut noch der Systematik des Umsatz-
steuergesetzes und der Mehrwertsteuersystemrichtlinie entnehmen. Auch die 
einschlägige Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und des Bundesfi-
nanzhofs stütze die Verwaltungsauffassung nicht. 
 
 
6. Elektronische Datenübermittlung: Wann liegt eine 

neue Tatsache vor? 
 
Übermittelt der Arbeitgeber der Finanzverwaltung elektronische Lohnsteu-
erdaten vor Erlass eines Einkommensteuerbescheids und werden diese bei 
der Veranlagung nicht berücksichtigt, darf der Steuerbescheid später 
grundsätzlich nicht wegen neuer Tatsachen geändert werden. 
Hintergrund 
Der Arbeitgeber hatte der Finanzverwaltung den Arbeitslohn des Klägers elekt-
ronisch übermittelt. Bei seiner Einkommensteuererklärung gab der Kläger diesen 
nicht an, weil sein Steuerberater der Auffassung war, dieser Arbeitslohn sei 
steuerfrei. 

Nachdem der Steuerbescheid bereits bestandskräftig war, änderte das Finanz-
amt ihn wegen neuer Tatsachen und setzte die bisher nicht berücksichtigten 
Lohneinkünfte an. Das Finanzamt war der Meinung, die elektronische Daten-
übermittlung müsse erst nach Erlass des Erstbescheids erfolgt sein, da bei der 
Einkommensteuerfestsetzung kein Prüfhinweis ausgegeben worden sei. Tat-
sächlich sei jedoch nicht feststellbar, wann genau die Lohndaten von der zentra-
len Stelle an die Finanzverwaltung weitergeleitet worden seien. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht war anderer Meinung als das Finanzamt. Es hob deshalb den 
Änderungsbescheid auf. 
Steuerbescheide können aufgehoben oder geändert werden, wenn Tatsachen 
oder Beweismittel nachträglich bekannt werden, die zu einer höheren Steuer 
führen. Im Streitfall lässt sich nicht mit der erforderlichen Sicherheit feststellen, 
dass die Lohndaten dem Finanzamt erst bekannt wurden, nachdem die Veranla-
gung der Steuerpflichtigen für das Streitjahr abgeschlossen war. 
Bekannt sind dem zuständigen Finanzamt der Inhalt der dort geführten Akten 
und sämtliche Informationen, die dem Sachbearbeiter von vorgesetzten Dienst-
stellen über ein elektronisches Informationssystem zur Verfügung gestellt wer-
den. Die individuelle Kenntnis des jeweiligen Bearbeiters ist nicht maßgeblich. 
Das Finanzamt muss sich die Kenntnis der zur Verfügung stehenden elektroni-
schen Daten über den Steuerfall zurechnen lassen. 
Darüber hinaus kann es nicht zu Lasten des Steuerpflichtigen gehen, dass sich 
das Datum, zu dem die übermittelten Lohndaten dem Finanzamt zur Verfügung 
standen, nicht genau feststellen lässt. Die erforderlichen Informationen stammen 
aus dem Verantwortungsbereich des Finanzamts und dieses trägt die Feststel-
lungslast für das Vorliegen einer neuen Tatsache. 
 
 
7. Studienkosten der eigenen Kinder: Kein Abzug als 

Betriebsausgaben 
 
Eltern dürfen die Aufwendungen für das Studium der eigenen Kinder nicht 
als Betriebsausgaben abziehen. Das gilt auch dann, wenn sich die Kinder 
verpflichten, nach Abschluss des Studiums für eine gewisse Zeit im elterli-
chen Unternehmen zu arbeiten. 
Hintergrund 
Der Kläger ist selbstständiger Unternehmensberater. Eines seiner beiden Kinder 
studierte Betriebswirtschaftslehre, das andere Business and Management. 
Daneben waren sie im Unternehmen des Vaters geringfügig beschäftigt. Der 
Kläger schloss mit beiden Kindern Vereinbarungen, dass er die Studienkosten 
übernahm, im Gegenzug verpflichteten sich die Kinder, nach Abschluss des 
Studiums für 3 Jahre im Unternehmen zu arbeiten oder die Ausbildungskosten 
anteilig zurückzuzahlen. Das Finanzamt erkannte die vom Kläger getragenen 
Studienkosten nicht als Betriebsausgaben an. 
Entscheidung 
Auch das Finanzgericht lehnte den Abzug der Studienkosten als Betriebsausga-
ben ab. Ausbildungskosten der eigenen Kinder stellen keine Betriebsausgaben 
dar. Der Kläger ist als Vater unterhaltsrechtlich zur Übernahme der Kosten einer 
angemessenen Berufsausbildung seiner Kinder verpflichtet. Für die Kostentra-
gung gab es also private Motive. Zwar bestehen daneben auch betriebliche 
Erwägungen, die zu einer gemischten Veranlassung der Aufwendungen führen. 
Jedoch ist eine Trennung nach objektiven und scharfen Maßstäben nicht mög-
lich. Damit bleibt es beim Abzugsverbot. 
Durch die unterhaltsrechtliche Verpflichtung ist die private Sphäre derart intensiv 
berührt, dass eine lediglich unbedeutende private Mitveranlassung ausscheidet. 
 
 
8. Sofa und Laufband: Dienstzimmer darf nicht nach 

Belieben eingerichtet werden 
 
Eine Beamtin darf in ihr Dienstzimmer kein Laufband und auch kein Sofa 
stellen. Sowohl die Dienstanweisung zur Entfernung dieser Einrichtungs-
gegenstände als auch deren zwangsweise Entfernung wurden vom Verwal-
tungsgericht nicht beanstandet. 
Hintergrund 
Eine leitende Beamtin einer Universität hatte in ihrem Dienstzimmer der Universi-
tät ein privates Laufband und ein Sofa aufstellen lassen. Der Aufforderung des 
Dienstherrn, diese Einrichtungsgegenstände zu entfernen, widersprach sie. Bei 
dem Laufband handele es sich nicht um ein Sportgerät, sondern um die Teil-
komponente eines sogenannten "dynamischen Arbeitsplatzes". Daraufhin ent-
fernte die Universität das Laufband und das Sofa und lagerte sie in einem Lager-
raum. 
Entscheidung 
Das Verwaltungsgericht wies die Klage der Beamtin ab. Zum einen war die 
Dienstanweisung mit der Aufforderung, das Laufband und das Sofa aus dem 
Dienstzimmer zu entfernen, verhältnismäßig und geeignet, dienstliche Erforder-
nisse zu fördern. Die Universität hatte darauf hingewiesen, dass das Vorhanden-
sein von Sportgeräten und Ruhemöbeln in einem Dienstzimmer einer effektiven 
Wahrnehmung der Dienstleistungspflicht durch die Beamtin und ihrer Pflicht zum 
vollen persönlichen Einsatz für den Beruf entgegenstehen. 
Zum anderen bestanden erhebliche Zweifel an der medizinischen Notwendigkeit 
und therapeutischen Eignung der Gegenstände zur Erhaltung der Dienstfähig-
keit. Die Beamtin hatte erst im Rahmen des Klageverfahrens entsprechende 
Atteste vorgelegt. Selbst wenn man von der medizinischen Notwendigkeit und 
therapeutischen Eignung der entfernten Gegenstände ausgeht, darf die Beamtin 
nicht ohne Information ihres Dienstherrn eigenmächtige Maßnahmen ergreifen. 
 
 



 
 
9. Unerlaubte Mehrarbeit: Wie sind Zahlungen steuerlich 

zu behandeln? 
 
Zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Vergütung für rechtswidrig 
erbrachte Mehrarbeit, stellt diese Arbeitslohn dar. 
Hintergrund 
Ein Feuerwehrmann hatte von seinem Arbeitgeber einen finanziellen Ausgleich 
von knapp 15.000 EUR erhalten. Der Grund: Über mehrere Jahre hatte er teil-
weise mehr als 48 Stunden wöchentlich gearbeitet, entgegen den gesetzlichen 
Bestimmungen. 
Das Finanzamt sah in dieser Zahlung Arbeitslohn. Deshalb wandte es den 
ermäßigten Steuersatz nach der sog. Fünftel-Regelung für eine Vergütung für 
mehrere Jahre an. Der Feuerwehrmann war jedoch der Ansicht, dass es sich bei 
der Zahlung um nicht steuerbaren Schadensersatz handelt, der auf der schuld-
haften Verletzung von Arbeitgeberpflichten beruht. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht folgte dagegen der Auffassung des Finanzamts und wies die 
Klage ab. Die Begründung: Die Zahlung stellt Arbeitslohn dar, weil der Kläger sie 
als Gegenleistung für die Zurverfügungstellung seiner Arbeitsleistung erhalten 
hat. 
Grund für die Zahlung war der Umfang der geleisteten Dienste des Klägers. Der 
Zweck der Ausgleichszahlung hat nicht darin bestanden, einen Schaden im 
Privatvermögen auszugleichen. Darüber hinaus ist der Sachverhalt vergleichbar 
mit Entschädigungszahlungen für verfallene Urlaubstage, die ebenfalls Arbeits-
lohn darstellen. 
 
 
10. Sozialhilfe: Wer dem Sozialamt Auskunft erteilen 

muss 
 
Bevor das Sozialamt Leistungen bewilligt, prüft es, ob vorrangig Angehöri-
ge z. B. Pflegeleistungen tragen können. Die Auskunftspflicht kann dabei 
auch für die Schwiegerkinder gelten. 
Hintergrund 
Die Kreisverwaltung gewährte einer Hilfeempfängerin bis zu ihrem Tod Pflegehil-
fe. Die Verwaltung verlangte sowohl von der Tochter als auch dem Schwieger-
sohn Auskunft zu den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen. Diese 
Auskünfte benötigte die Verwaltung für die Feststellung, ob eine Unterhaltspflicht 
der Tochter vorlag. 
Der Schwiegersohn war dagegen der Auffassung, dass er zu einer Auskunft 
nicht verpflichtet ist und das Auskunftsverlangen gegen das verfassungsrechtli-
che Gleichbehandlungsgebot verstößt. 
Vor dem Sozialgericht hatte seine Klage keinen Erfolg. 
Entscheidung 
Das Landessozialgericht bestätigte das Urteil des Sozialgerichts und damit auch 
die Bescheide des Sozialhilfeträgers zum Auskunftsverlangen des Sozialamts. 
Die Auffassung des Klägers, dass das Auskunftsverlangen gegen das das 
verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot verstößt, teilten die Richter nicht. 
Ein nicht getrennt lebender Ehegatte ist nicht mit einem unverheirateten Lebens-
partner vergleichbar. Die Unterhaltspflicht verstößt auch nicht gegen das Grund-
recht auf Schutz von Ehe und Familie. 
 
 
11. Häusliches Arbeitszimmer: Gemischte Nutzung ist 

nicht erlaubt 
 
Dient ein Zimmer neben der Verrichtung von Büroarbeiten auch anderen 
Zwecken, etwa als Spielzimmer oder Wohnzimmer, liegt kein "Arbeitszim-
mer" im steuerlichen Sinne vor. Um den Begriff des häuslichen Arbeits-
zimmers zu erfüllen, darf der betreffende Raum nur ausschließlich oder 
nahezu ausschließlich für betriebliche bzw. berufliche Zwecke genutzt 
werden. 
Hintergrund 
X bewohnt mit seiner Ehefrau ein beiden Ehegatten gehörendes Einfamilien-
haus. Für 2006 machte er Aufwendungen (804 EUR) für ein häusliches Arbeits-
zimmer bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geltend. Das 
Finanzamt versagte jedoch den Werbungskostenabzug. Das Finanzgericht ließ 
einen Teil der Aufwendungen zum Abzug zu, da X eine Nutzung zur 
Einkünfteerzielung zu 60 % nachgewiesen habe. 
Mit seiner Revision machte das Finanzamt geltend, dass die Regelung über die 
beschränkte Abziehbarkeit der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
als Spezialregelung dem Betriebsausgaben-/Werbungskostenabzug vorgehe. 
Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs teilte diese Auffassung aber nicht. Die 
Aufwendungen seien entsprechend der Nutzung aufzuteilen. 
Entscheidung 
Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat dagegen entschieden, dass Auf-
wendungen für einen Raum, der nicht nur geringfügig zu privaten Zwecken 
genutzt wird, insgesamt nicht abziehbar sind. 
Ein häusliches Arbeitszimmer setzt zunächst voraus, dass es dem Typus des 
Arbeitszimmers entspricht. Dazu muss es büromäßig ausgestattet sein (Schreib-
tisch, Regale usw.). Außerdem muss es nahezu ausschließlich für Tätigkeiten 
zur Erzielung von Einnahmen genutzt werden. Ein Zimmer, das zwar büromäßig 
eingerichtet ist, aber in nennenswertem Umfang neben der Verrichtung von 
Büroarbeiten auch anderen Zwecken dient, etwa als Spiel-, Gäste- oder Bügel-
zimmer, ist bereits begrifflich kein Arbeitszimmer. Das gilt erst recht auch für ein 
Zimmer, das sowohl zur Erzielung von Einnahmen (z. B. in einer Arbeitsecke) als 
auch zu privaten Wohnzwecken (Wohnbereich) genutzt wird. 

Darüber hinaus lässt sich der Umfang der beruflichen Nutzung objektiv nicht 
überprüfen. Ein "Nutzungszeitenbuch" ist nicht kontrollierbar und auch eine 
Schätzung erscheint mangels hinreichender Maßstäbe nicht möglich. 
Diesem Ergebnis steht der Beschluss des Großen Senats zur Aufteilung der 
Reisekosten bei gemischt veranlassten Reisen entsprechend der Zeitanteile der 
Reise nicht entgegen. Denn die gesetzliche Regelung zum häuslichen Arbeits-
zimmer ist eine den allgemeinen Grundsätzen vorgehende Spezialregelung, die 
abschließend bestimmt, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe 
Aufwendungen abziehbar sind. 
 
 
12. Klage per E-Mail kann zulässig sein 
 
Ein per E-Mail an Mail-Adresse des Finanzgerichts übermittelter Datensatz, 
der im Anhang eine unterzeichnete Klageschrift im jpg-Format enthält, 
kann dem Schriftformerfordernis genügen. Das gilt auch, wenn die E-Mail-
Adresse des Finanzgerichts auf seiner Homepage zusammen mit dem 
Hinweis veröffentlicht ist, dass die Homepage zumindest derzeit nicht dazu 
gedacht sei, Klagen, Schriftsätze usw. einzureichen. 
Hintergrund 
Der Steuerpflichtige sandte eine E-Mail an das Finanzgericht, in deren Anhang 
sich mehrere Dateien im jpg-Format befanden. Eine davon enthielt die vom 
Steuerpflichtigen unterschriebene und sodann eingescannte Klage gegen den 
Einkommensteuerbescheid für 2005. Die E-Mail-Adresse des Finanzgerichts ist 
auf dessen Homepage zusammen mit dem Hinweis veröffentlicht, dass diese 
derzeit nicht dazu gedacht sei, Klagen, Schriftsätze o. ä. an das Finanzgericht zu 
übermitteln. 
Der Steuerpflichtige ist der Auffassung, dass die Klageerhebung nicht per E-Mail 
erfolgt sei. Das Gericht habe im E-Mail-Anhang eine Kopie der handschriftlich 
unterschriebenen Klage erhalten. Diese Form sei der Übertragung per Telefax 
gleichgestellt. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht hat entschieden, dass die Klage zulässig ist. 
Erst der vollständige Ausdruck des E-Mail-Anhangs bewirkt allerdings eine 
formwirksame Klageerhebung. Denn die E-Mail stellt ein elektronisches Doku-
ment dar, das nur dann wirksam übermittelt werden kann, wenn dies für den 
jeweiligen Zuständigkeitsbereich durch Rechtsverordnung der Bundesregierung 
oder Landesregierung zugelassen wurde. Eine solche Rechtsverordnung war für 
den Zuständigkeitsbereich des Finanzgerichts noch nicht geschaffen. Die Klage 
war daher nicht zu dem Zeitpunkt eingegangen, als es von der für den Empfang 
bestimmten Einrichtung – dem Server mit dem eingerichteten E-Mail-Postfach – 
aufgezeichnet worden ist. 
Der in der Geschäftsstelle des Gerichts erzeugte Ausdruck des E-Mail-Anhangs 
genügte jedoch dem Schriftformerfordernis. Denn dieser verkörpert die Klageer-
hebung, schließt mit einer Unterschrift ab und unterscheidet sich insoweit nicht 
von einem Telefax. 
Hinweis 
Anders als beim Telefax, bei dem der Übermittler davon ausgehen kann, dass 
die körperliche Urkunde unmittelbar bei oder nach der Übermittlung dem Gericht 
auch tatsächlich vorliegt, trägt der Absender bei der E-Mail-Übermittlung das 
Risiko dafür, dass die Urkunde fristgerecht ausgedruckt wird. Denn allein die 
Aufzeichnung des E-Mail-Eingangs auf dem Server des Gerichts stellt noch 
keine wirksame Klageerhebung dar. 
 
 
13. Haushaltsnahe Dienstleistungen: Notrufsystem ist 

begünstigt 
 
Wird im Rahmen eines "Betreuten Wohnens" ein Notrufsystem zur Verfü-
gung gestellt, kann für dieses die Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen in Anspruch genommen werden. 
Hintergrund 
X bewohnt eine Wohnung in einer Seniorenresidenz im Rahmen des "Betreuten 
Wohnens". Neben dem Mietvertrag schloss er einen Seniorenbetreuungsvertrag 
ab. Darin verpflichtete sich der Betreiber gegen eine monatliche Betreuungspau-
schale u. a. zur Bereitstellung eines rund um die Uhr zur Verfügung stehenden 
Notrufsystems sowie zur Soforthilfe im Notfall und zur Versorgung bei kurzzeiti-
ger Erkrankung. Die Pauschale musste auch dann entrichtet werden, wenn keine 
Leistungen in Anspruch genommen wurden. 
Im Jahr 2011 bezahlte X eine Betreuungspauschale von insgesamt 1.785 EUR. 
Davon entfielen 80 % auf die Besetzung des Notrufsystems und 20 % auf bera-
tende und kulturelle Leistungen. X machte einen Teil der Pauschale als Aufwen-
dungen für haushaltsnahe Dienstleistungen geltend. Während das Finanzamt die 
Berücksichtigung der anteiligen Betreuungspauschale ablehnte, zeigte sich das 
Finanzgericht großzügiger und gab der Klage statt. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof stellte sich ebenfalls auf die Seite des Klägers und wies die 
Revision des Finanzamts zurück. 
Aufwendungen wegen einer Heimunterbringung sind steuerlich begünstigt, 
soweit darin Kosten für Dienstleistungen enthalten sind, die mit einer Hilfe im 
Haushalt vergleichbar sind. "Haushaltsnahe Leistungen" sind solche, die eine 
hinreichende Nähe zur Haushaltsführung haben bzw. damit in Zusammenhang 
stehen. Dazu gehören Tätigkeiten, die gewöhnlich durch Mitglieder des privaten 
Haushalts oder entsprechende Beschäftigte erledigt werden und in regelmäßigen 
Abstünden anfallen. 
Deshalb handelt es sich bei dem mit der Betreuungspauschale abgegoltenen 
Notrufsystem um eine haushaltsnahe Dienstleistung. Denn durch die Rufbereit-
schaft wird sichergestellt, dass ein Bewohner, der sich im Rahmen seines Haus-



 
 
halts aufhält, im Bedarfsfall Hilfe rufen kann. Eine solche Rufbereitschaft wird 
typischerweise in einer Haushaltsgemeinschaft von Familien- oder Haushaltsan-
gehörigen erbracht. 
"In" einem Haushalt wird die Dienstleistung erbracht, wenn sie im räumlichen 
Bereich des Haushalts geleistet wird. Der Begriff des Haushalts ist insoweit 
räumlich-funktional auszulegen. Die Rufbereitschaft stellt die Gewährleistung 
entsprechender Hilfe sicher. Der Leistungserfolg tritt damit in der Wohnung ein. 
Somit wird die Leistung im räumlichen Bereich des Haushalts erbracht. X steht 
demnach die Steuerbegünstigung für die auf das Notrufsystem entfallenden 
Kosten zu. 
 
 
14. Heileurythmistin: Keine freiberufliche Tätigkeit 
 
Die Tätigkeit einer Heileurythmistin kann weder den Heilpraktikern noch 
den Krankengymnasten zugeordnet werden. Da auch kein "ähnlicher 
Beruf" vorliegt, scheidet eine freiberufliche Tätigkeit aus und es besteht 
Gewerbesteuerpflicht. 
Hintergrund 
Die Klägerin ist als Heileurythmistin tätig. Sie wurde 3 Jahre lang an einer 
Eurythmieschule und danach 2 Jahre an einem Pädagogikinstitut in der Tanz-
kunst "Eurythmie" ausgebildet. Anschließend absolvierte die Klägerin eine über 
einjährige Vollzeitausbildung zur Heileurythmistin. Eine Zulassung der Landes-
verbände der Krankenkassen hatte weder die Klägerin noch die Berufsverbände 
für die Heileurythmie. 
Die Klägerin gab keine Gewerbesteuererklärung ab und wurde deshalb vom 
Finanzamt geschätzt. Dagegen legte sie Einspruch ein mit der Begründung, dass 
kein Gewerbebetrieb geführt werde, sondern eine freiberufliche Tätigkeit vorläge. 
Als Heilbehandlung müsse die Heileurythmie auch einkommensteuerlich begüns-
tigt sein. 
Entscheidung 
Die Klage vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Zu einer freiberuflichen 
Tätigkeit gehören u. a. die selbstständigen Berufe des Heilpraktikers und des 
Krankengymnasten sowie ähnliche Berufe. Heileurythmistik stellt keinen solchen 
ähnlichen Beruf dar. 
Voraussetzung hierfür wäre die Vergleichbarkeit mit einem der sog. Katalogberu-
fe. Ist für die Ausübung des Katalogberufs eine Erlaubnis erforderlich, so müsste 
auch für die Ausübung des vergleichbaren Berufs eine Erlaubnis erforderlich 
sein. Hinsichtlich der Tätigkeit der Klägerin fehlt es jedoch an einer staatlichen 
Erlaubnis. 
Die Vergleichbarkeit der Ausbildung wird auch dann angenommen, wenn eine 
Zulassung vorliegt. Auch diese ist hier aber nicht gegeben. 
Darüber hinaus hat die Ausbildung zur Heileurythmistin einen künstlerischen und 
geistigen Schwerpunkt und nicht, wie bei den ähnlichen Berufen, die Vermittlung 
von medizinischem Wissen. Zwar hatte der Bundesfinanzhof in einem Urteil die 
umsatzsteuerliche Steuerfreiheit von Heileurythmieleistungen gewährt. Diese 
Rechtsprechung lässt sich aber nicht auf die Ertragsteuern übertragen. 
 
 
15. Wann eine Berufskrankheit bei Beamten anerkannt 

werden kann 
 
Eine Krankheit kann bei Beamten nur dann als Berufskrankheit anerkannt 
werden, wenn sie in der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung gelistet 
war, und zwar zum Zeitpunkt der Erkrankung. 
Hintergrund 
Der Beamte beaufsichtigte über einen Zeitraum von ca. zweieinhalb Jahren 
Gefangene in einem Werksbetrieb, die Bürosessel fertigten. Hierbei wurden 2 
lösungsmittelhaltige Klebstoffe verwendet. Im November 1997 erkrankte der 
Kläger an Polyneuropathie. Diese Erkrankung wurde zum 1.12.1997 in die Liste 
der Berufskrankheiten der Berufskrankheitenverordnung aufgenommen. Der 
Kläger strebte vor Gericht die Anerkennung seiner Erkrankung als Berufskrank-
heit an. 
Entscheidung 
Wie auch die Vorinstanzen urteilte das Bundesverwaltungsgericht zuungunsten 
des Klägers und wies die Revision zurück. Nach den gesetzlichen Regelungen 
werden nur solche Krankheiten als Berufskrankheiten anerkannt, die schon zum 
Zeitpunkt der Erkrankung als Berufskrankheit in Anlage 1 zur 
Berufskrankheitenverordnung aufgenommen sind. 
Der maßgebliche Zeitpunkt, wann von dem Beginn der Erkrankung auszugehen 
ist, bestimmt sich danach, wann die Erkrankung sicher diagnostizierbar ist. Dies 
war bei dem Kläger im November 1997 der Fall, wenige Wochen vor der Listung 
der Krankheit als Berufskrankheit. 
Die Regelungen der gesetzlichen Unfallversicherung, die auch die rückwirkende 
Anerkennung von Berufskrankheiten ermöglichen, gelten im Übrigen nicht für 
Beamte. Insoweit liegt aber keine Ungleichbehandlung vor, weil dem Beamten 
auch im Falle der vollständigen Dienstunfähigkeit lebenslange Versorgungsan-
sprüche zustehen. 


